
 

 

 

2. COVID-19-Gesetzespaket 
Überblick verfahrensrechtliche Regelungen 
 
Stand 24.03.2020 

 

  

1. ALLGEMEINES 

Der Gesetzesentwurf des 2. COVID-19-Gesetzes(pakets) ist am 19.03.2020 im 
Nationalrat eingelangt und umgehend dem Budgetausschuss zugewiesen worden 
(Gesetzesentwurf abrufbar  hier). Der Budgetausschuss des Nationalrats hat noch 
am selben Tag seinen Bericht erstattet (112/BA XXVII. GP.; abrufbar  hier). Der 
Gesetzesentwurf wurde am 20.03.2020 vom Nationalrat und am 21.03.2020 vom 
Bundesrat in einer Sondersitzung beschlossen. Das Gesetz wurde am 21.02.2020 
nach geringen Abänderungen durch den Bundesrat (siehe  hier) in 
BGBl. I Nr. 16/2020 (siehe Anhang) kundgemacht und ist daher mit 22.03.2020 in 
Kraft treten. 

Die für die Begleitmaßnahmen zu COVID-19 in Strafsachen relevante Verordnung 
der BMJ, mit der zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 besondere 
Vorkehrungen in Strafsachen getroffen werden (BGBl. II Nr. 113/2020) ist am 
24.03.2020 in Kraft getreten (siehe auch unten Punkt 4.). 

Folgend wird ein auszugsweiser Überblick zu den wichtigsten zivil- (2.), verwaltungs- 
(3.) und strafrechtlichen (4) Gesetzesneuerungen gegeben, die das 2. COVID-19-
Gesetzespaket mit sich bringt. 

2. ZIVIL- & ZIVILVERFAHRENSRECHT 

2.1 Bundesgesetz betreffend Begleitmaßnahmen zu COVID-19 in der Justiz  
(Artikel 21) 

2.1.1 Unterbrechung von Fristen 

 

Nach § 1 Abs 1 dieses Gesetzes gilt eine Unterbrechung aller 
„verfahrensrechtlichen Fristen“, die bei Inkrafttreten des Gesetzes bereits 

https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVII/I/I_00112/fname_788437.pdf
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVII/I/I_00112/fname_788436.pdf
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/BR/I-BR/I-BR_10288/fname_788806.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2020/16/20200321
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2020/113/20200323


         2 / 10 

gelaufen sind oder seither zu laufen begonnen haben, bis zum Ablauf des 
30.04.2020 eintreten, sodass diese Fristen mit 01.05.2020 neu zu laufen beginnen. 

Aus den Materialien ergibt sich, dass mit „verfahrensrechtliche Fristen“ alle 
prozessualen Fristen gemeint sind, also jene Fristen, binnen derer eine Partei (oder 
ein sonstiger Prozessbeteiligter) eine Prozesshandlung bei sonstiger Präklusion 
vornehmen kann oder muss (Kodek/Mayr, Zivilprozessrecht3 Rz 407). Die Materialien 
stellen aber klar, dass die gemeinten prozessualen Fristen sowohl gesetzliche (zB 
Frist zur Klagebeantwortung, Rechtsmittelfristen, etc.) als auch richterliche Fristen 
(zB Frist für den Erlag einer aktorischen Kaution, Verbesserungsfrist) erfassen (S. 8 
112/BA XXVII. GP.). Von der Unterbrechung nicht erfasst sind hingegen materielle 
Fristen, wie zB Verjährungsfristen, die Vergleichswiderrufsfrist, die Frist zur 
gerichtlichen Aufkündigung, etc. (vgl Kodek/Mayr, Zivilprozessrecht3 Rz 408). 

Für eine Übersicht über die gesetzlichen und richterlichen Fristen zur Vornahme von 
Prozesshandlungen siehe  hier.  

Ausdrücklich von der Unterbrechung ausgenommen werden Fristen in Verfahren 
über die Aufrechterhaltung einer freiheitsentziehenden Maßnahme gelten 
(konkret jene nach Unterbringungsgesetz, Heimaufenthaltsgesetz und 
Tuberkulosegesetz) und auch Leistungsfristen. Die ausdrückliche Ausnahme von 
Leistungsfristen erfolgte zur Klarstellung, weil die Einordnung dieser Fristen als 
materiell-rechtliche oder prozessuale Fristen nicht eindeutig ist (S. 8 112/BA XXVII. 
GP.). Die Leistungsfrist ist der va für den Leistungsverzug relevante Zeitraum, 
innerhalb dessen der Verpflichtete die Leistung zu erbringen und der Berechtigte die 
Leistung anzunehmen hat (im Zweifel „sogleich, ohne unnötigen Aufschub“, § 904 
Satz 1 bzw § 1417 ABGB). 

In den Materialien zum Gesetzesentwurf wird dargestellt, dass auch hinsichtlich der 
prozessualen Fristen über eine bloße Fristenhemmung (zB wie in der 
„verhandlungsfreien Zeit“) nachgedacht wurde. Die Anordnung einer Unterbrechung 
wurde aber aufgrund des erwartungsgemäß geringeren Personals in 
Anwaltskanzleien, zur Klarheit und Rechtssicherheit als geeigneter erachtet wurde 
(S. 8 112/BA XXVII. GP.). 

 

Begleitend wird in § 1 Abs 2 den Gerichten die Möglichkeit eingeräumt, 
auszusprechen, dass entgegen der Anordnung in Abs 1 eine Frist nicht bis 
30.04.2020 unterbrochen ist, sondern nur bis zu einem vom Gericht 
festzusetzenden früheren Zeitpunkt. Voraussetzung dafür ist allerdings, dass die 
Fortsetzung des Verfahrens zur Abwendung einer Gefahr für Leib und Leben, 
Sicherheit und Freiheit oder zur Abwehr eines erheblichen und unwiederbringlichen 
Schadens dringend geboten und Allgemeininteressen die Einzelinteressen 
überwiegen müssen (§ 1 Abs 3). Liegen diese Voraussetzungen vor, kann das Gericht 
daher zB anordnen, dass die Rekursfrist gegen den Beschluss vom 20. März 2020 
nicht bis 30. April unterbrochen ist, sondern die Unterbrechung aufgehoben wird und 
die neue Frist 14 Tage beträgt. Die festzusetzende Länge der Frist liegt im 

https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=1&cad=rja&uact=8&ved=2ahUKEwjOtMOCzbPoAhUeQEEAHZOpDswQFjAAegQIBxAB&url=https%3A%2F%2Frdb.manz.at%2Fdocument%2F1132_zpo_p0123&usg=AOvVaw22Tlm9_F0yO43XovoILwon
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richterlichen Ermessen, wird sich aber an den gesetzlichen Fristen zu orientieren 
haben (S. 8 112/BA XXVII. GP.). 

2.1.2 Hemmung von Fristen zur Anrufung eines Gerichts 

 

Während § 1 auf Fristen innerhalb eines anhängigen Verfahrens abzielt (durch 
Fristunterbrechung), werden mit § 2 des Gesetzes alle Fristen für das 
Anhängigmachen eines Verfahrens erfasst (durch Fristenhemmung). Solche sind 
zwischen Inkrafttreten des Gesetzes (22.03.2020) und Ablauf des 30.04.2020 
gehemmt. Dies betrifft insbesondere: 

 Verjährungsfristen (!), 

 Frist für die Besitzstörungsklage nach § 454 ZPO, 

 Frist zur Kündigungsanfechtung nach § 105 ArbVG, 

 Frist für die Anrufung des Gerichts gegen einen Bescheid des 
Sozialversicherungsträgers nach § 67 Abs 2 ASGG  

 Frist für die Anrufung der Schlichtungsstelle nach § 40 MRG (S. 8 112/BA 
XXVII. GP.).  

2.1.3 Mündliche Verhandlungen 

 

Mit § 3 wird im Wesentlichen der BMJ-Erlass vom 13.03.2020 (mündliche 
Verhandlungen nur, wenn zur Aufrechterhaltung einer geordneten Rechtspflege 
unbedingt erforderlich) in Gesetzesform gegossen. Dort wo mündliche 
Verhandlungen unbedingt erforderlich sind, wird in den Materialien ausdrücklich auf 
die Abhaltung in Form einer Videokonferenz und sogar einer Telefonkonferenz bzw 
eine telefonische Anhörung hingewiesen (S. 8 112/BA XXVII. GP.). 
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2.1.4 Verordnungsermächtigung der BMJ 

 

In § 8 Abs 1 des Gesetzes wurde der BMJ eine umfassende Ermächtigung erteilt, 
um durch Verordnung rasch und variabel auf die jeweiligen Auswirkungen der 
(weiteren) Maßnahmen zur Eindämmung von COVID-19 auf den Gang der 
Rechtspflege reagieren zu können. So wurde sie insbesondere dazu ermächtigt, 

 weitere Ausnahmen, für welche die Fristunterbrechung (§ 1 Abs 1) nicht gilt, 
vorzusehen, 

 die in §§ 2, 5, 6 und 7 festgelegten Fristen oder Termine verlängern, 

 weitere Bestimmungen vorsehen, die den Einfluss der COVID-19-
Maßnahmen auf den Lauf der Fristen und die Einhaltung von Terminen für 
anhängige oder noch anhängig zu machende gerichtliche Verfahren regeln, 
insbesondere 

o Säumnisfolgen bei Nichteinhaltung von Terminen ausschließen 
sowie 

o bestimmen, ob und auf welche Weise verfahrensrechtliche 
Rechtsnachteile, die durch die Versäumung von Fristen oder 
Terminen eintreten können, hintangehalten und bereits eingetretene 
wieder beseitigt werden. 

 

In § 8 Abs 2 des Gesetzes wurde der BMJ zudem die Ermächtigung erteilt, 
besondere Formen oder Örtlichkeiten der Einbringung von Eingaben bei Gericht 
vorzusehen. Ausgehend von den Materialien ist davon auszugehen, dass dies neben 
der bisher vorgesehenen Einbringung auf Papier per Post, persönlich oder per 
WebERV auch etwa eine Einbringung per Email bedeuten könnte. Auch das 
Erfordernis beim zuständigen Gericht einbringen zu müssen, könnte damit 
vorübergehend fallen. Dadurch soll ein Nachteil etwa in häuslicher Quarantäne 
befindlicher Personen oder der Quarantäne eines ganzen Ortes vermieden werden 
(S. 11 112/BA XXVII. GP.). 
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2.1.5 Außerkrafttreten 

Das Gesetz tritt mit Ablauf des 31.12.2020 außer Kraft (§ 12). 

2.2 Änderung des Zustellgesetzes (Artikel 27) 

2.2.1 Zustellvereinfachungen 

In das ZustellG wurde nach § 26 (Zustellung ohne Zustellnachweis) ein neuer § 26a 
eingefügt werden, der zustellrechtliche Begleitmaßnahmen zu COVID-19 beinhaltet. 

Vor diesem Hintergrund ist die Zustellung nun direkt auch durch Einlegen in die für 
die Abgabestelle bestimmte Abgabeeinrichtung (Postkasten) oder Zurücklassen an 
der Abgabestelle sofort bewirkt (§ 26a Z 3 ZustG). Nur sofern das ohne Gefährdung 
der Gesundheit des Zustellers möglich ist, ist der Empfänger durch schriftliche, 
mündliche oder telefonische Mitteilung von der Zustellung zu verständigen (zB über 
eine allfällige Gegensprechanlage oder durch die Wohnungstüre; S. 14 112/BA 
XXVII. GP.). 

Die Zustellung wird dann nicht bewirkt, wenn sich ergibt, dass der Empfänger 
wegen Abwesenheit von der Abgabestelle nicht rechtzeitig vom Zustellvorgang 
Kenntnis erlangen konnte, doch wird die Zustellung mit dem der Rückkehr an die 
Abgabestelle folgenden Tag wirksam (§ 26a Z 3 ZustG). 

2.2.2 Außerkrafttreten 

Die Bestimmung tritt mit Ablauf des 31.12.2020 wieder außer Kraft (§ 40 Abs 13 
ZustG). 

2.3 Änderung der Insolvenzordnung (Artikel 22) 

2.3.1 Verlängerung der Frist zur Eröffnung des Insolvenzverfahrens bei Naturkatastrophe 

 

Gemäß § 69 Abs 2 IO ist bei Vorliegen der Voraussetzungen (§§ 66 und 67), die 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens ohne schuldhaftes Zögern, spätestens aber 
sechzig Tage nach dem Eintritt der Zahlungsunfähigkeit zu beantragen. Gemäß 
§ 69 Abs 2a IO verlängert sich diese Frist zur Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
bei einer durch eine Naturkatastrophe eingetretenen Zahlungsunfähigkeit auf 120 
Tage nach dem Eintritt der Zahlungsunfähigkeit. 

Mit der Änderung wurde klargestellt, dass eine Epidemie und eine Pandemie unter 
den Begriff der Naturkatastrophe fallen (S. 14 112/BA XXVII. GP.). 
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2.3.2 Außerkrafttreten 

Eine Außerkrafttretensbestimmung wurde nicht vorgesehen. Die Bestimmung bleibt 
damit auch mit Ablauf des 31.12.2020 in Kraft. 

2.4 Änderung der Exekutionsordnung (Artikel 23) 

2.4.1 Aufschiebung der Zwangsversteigerung und Fahrnisexekution bei Naturkatastrophe 

 

Gemäß § 200b Abs 1 EO ist die Zwangsversteigerung auf Antrag des Verpflichteten 
ohne Auferlegung einer Sicherheitsleistung aufzuschieben, wenn dieser von einer 
Naturkatastrophe betroffen worden ist, er dadurch in wirtschaftliche Schwierigkeiten 
geraten ist, die zur Einleitung der Exekution geführt haben, und diese Exekution seine 
wirtschaftliche Existenz vernichten würde sowie nicht die Gefahr besteht, dass durch 
sie der betreibende Gläubiger schwer geschädigt, insbesondere seine Forderung 
ganz oder teilweise uneinbringlich werden könnte. Vor der Entscheidung über die 
Aufschiebung ist der betreibende Gläubiger zu vernehmen.  

Mit der Änderung wird klargestellt, dass eine Epidemie und eine Pandemie unter den 
Begriff der Naturkatastrophe fallen (S. 14 112/BA XXVII. GP.). Die weiteren 
Voraussetzungen, die neben einer Naturkatastrophe zum Aufschub vorliegen 
müssen, werden durch die Gesetzesänderung nicht berührt, weshalb davon 
auszugehen ist, dass diese für einen Aufschub weiterhin vorliegen müssen. 

Die Änderung gilt gleichermaßen auch für die Fahrnisexekution. Auf § 200b EO 
nimmt nämlich auch § 282a EO explizit Bezug und ordnet unter den (nunmehr 
ergänzten) Voraussetzungen des § 200b EO die Möglichkeit an, auf Antrag das 
Verkaufsverfahren aufzuschieben (also wenn eine Naturkatastrophe vorliegt und 
auch die sonstigen Voraussetzungen des § 200b EO erfüllt sind). 

2.4.2 Außerkrafttreten 

Eine Außerkrafttretensbestimmung wurde nicht vorgesehen. Die Bestimmung bleibt 
damit auch mit Ablauf des 31.12.2020 in Kraft. 

3. VERWALTUNGS- & VERWALTUNGSVERFAHRENSRECHT 

3.1 Bundesgesetz betreffend Begleitmaßnahmen zu COVID-19 im 
Verwaltungsverfahren, im Verfahren der Verwaltungsgerichte sowie im 
Verfahren des Verwaltungsgerichtshofes und des Verfassungsgerichtshofes 
(Artikel 16) 

3.1.1 Vorweg 

Der Gesetzentwurf lehnt sich inhaltlich und systematisch sowie in der Formulierung 
weitgehend an den Entwurf eines Bundesgesetzes betreffend Begleitmaßnahmen zu 
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COVID-19 in der Justiz (Artikel 21) an. Auf die Erläuterungen zu diesem 
Bundesgesetz wird in den Materialien daher grundsätzlich verwiesen. Siehe somit 
bereits oben 2.1. 

3.1.2 Unterbrechung von Fristen 

 

Unter Fristen im Sinne dieser Bestimmung sind nur sogenannte 
verfahrensrechtliche Fristen zu verstehen. Die Regelung gilt ausdrücklich auch für 
Verjährungsfristen, nicht jedoch für verfassungsgesetzlich festgelegte Höchstfristen 
und für Fristen nach dem Epidemiegesetz (S. 6 112/BA XXVII. GP.). Siehe darüber 
hinaus oben 2.1.1. 

 

Begleitend wird in § 1 Abs 2 den Behörden die Möglichkeit eingeräumt, 
auszusprechen, dass entgegen der Anordnung in Abs 1 eine Frist nicht bis 
30.04.2020 unterbrochen ist, sondern nur bis zu einem vom Gericht 
festzusetzenden früheren Zeitpunkt. Siehe darüber hinaus oben 2.1.1. 

3.1.3 Verlängerung von Fristen für die Stellung eines verfahrenseinleitenden Antrages 

 

Siehe oben 2.1.2. 

3.1.4 Mündliche Verhandlungen 

 
 

Siehe oben 2.1.3. 
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3.1.5 Verordnungsermächtigung 

Die Verordnungsermächtigung kommt hier nicht der BMJ, sondern dem Bundeskanzler 
zu, entspricht inhaltlich jedoch im Wesentlichen jener zu den Verfahren in bürgerlichen 
Rechtssachen. Siehe daher bereits oben 0. 

3.1.6 Außerkrafttreten 

Das Gesetz tritt mit Ablauf des 31.12.2020 außer Kraft (§ 9). 

4. STRAF- & STRAFPROZESSRECHT 

4.1 Bundesgesetz betreffend Begleitmaßnahmen zu COVID-19 in der Justiz 
(Artikel 21) 

 
Die Bestimmung ist – anders als die Regelungen zum Verfahren in bürgerlichen 
Rechtssachen – als Verordnungsermächtigung zugunsten der BMJ ausgestaltet. 
Dies hat den Zweck, es der BMJ zu ermöglichen, rasch und variabel auf die jeweiligen 
Auswirkungen der (weiteren) Maßnahmen zur Eindämmung von COVID-19 auf den 
Gang der Strafrechtspflege beziehungsweise des Strafvollzugs reagieren zu können.  

Eine nach § 9 des Gesetzes erlassene Verordnung der BMJ, mit der zur Verhinderung 
der Verbreitung von COVID-19 besondere Vorkehrungen in Strafsachen getroffen 
werden (nachfolgend die „VO“), ist am 23.03.2020 in BGBl. II Nr. 113/2020 
kundgemacht worden und mit 24.03.2020 in Kraft getreten. Die VO tritt mit Ablauf 
des 13. April 2020 außer Kraft (§ 8 VO). 

In Strafsachen wurde die BMJ gemäß § 9 jedenfalls für die Dauer von Maßnahmen 
die zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 dienen ermächtigt, über die Fälle 
des § 183 StPO hinaus, die Zuständigkeit einer anderen Justizanstalt anzuordnen.  

https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2020/113/20200323
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Darüber hinaus wurde die BMJ gemäß § 9 insbesondere auch ermächtigt, durch 
Verordnung zu regeln, dass 

§ 9 Z 1: die Zuständigkeit einer anderen Staatsanwaltschaft oder eines anderen 
Gerichts bestimmt werden kann (§ 28 und § 39 StPO).  

 Auf Grundlage dieser Ermächtigung wurde in § 1 der VO verordnet, dass die 
Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 einen wichtigen Grund für die 
Bestimmung der Zuständigkeit nach § 28 StPO oder für eine Delegierung nach 
§ 39 StPO darstellt. 

§ 9 Z 2:  RSb- und RSa-Ladungen und die Zustellung anderer Schriftstücke 
ausschließlich in Haftsachen erfolgen sollen; 

 Auf Grundlage dieser Ermächtigung wurde in § 2 der VO verordnet, dass 
Zustellungen, Ladungen und Aufforderungen nach § 83 Abs. 1 bis 4 StPO nur 
in Fällen angeordnet werden dürfen, in denen der Beschuldigte in Haft 
angehalten wird. 

§ 9 Z 3: die Fristen für die Höchstdauer des Ermittlungsverfahrens (§ 108a StPO), 
die 2-Monats-Frist für die Neudurchführung einer unterbrochenen 
Hauptverhandlung (§ 276a StPO) sowie die Fristen für die Anmeldung und 
Ausführung von Rechtsmitteln (§ 88 Abs. 1, § 106 Abs. 3, § 108a, § 284 Abs. 1 
und 2, § 285 Abs. 1, § 294 Abs. 1, § 466 Abs. 1 und 2 und § 467 Abs. 1 StPO) für die 
Dauer der gemäß § 2 Z 1 des COVID-19-Maßnahmengesetzes (BGBl. I Nr. 12/2020) 
angeordneten Betretungsverbote – vorläufig also jedenfalls bis 13.04.2020 (siehe die 
Verordnung BGBl. II Nr. 98/2020) – unterbrochen werden. 

 Diese Fristenunterbrechung wurde in § 3 der VO verordnet. 

§ 9 Z 4: Haftverhandlungen im Wege der Videokonferenz durchzuführen sind oder 
sofern aufgrund der Personalsituation in den Justizanstalten, bei Gerichten und 
Staatsanwaltschaften sowie möglichen Gebietsbeschränkungen verunmöglicht, 
keine   Haftverhandlungen mehr durchzuführen   sind.  Die Haftfristen gelten 
weiterhin, sodass vor Ablauf der Frist ein Beschluss über die Fortdauer mit 
umfänglicher Prüfung der Haftvoraussetzungen zu erlassen ist. Weiterhin sollen die 
Haftgründe und die Verhältnismäßigkeit der Untersuchungshaft streng geprüft 
werden. 

 Auf Grundlage dieser Ermächtigung wurde in § 4 der VO verordnet, dass 
mündliche Verhandlungen über die Verhängung der Untersuchungshaft (§ 
174 Abs 1 StPO), Haftverhandlungen (§ 176 Abs 3 StPO), 
Hauptverhandlungen (§ 239 letzter Satz StPO) sowie mündliche 
Verhandlungen über Nichtigkeitsbeschwerden (bei dem diesbezüglichen 
Verweis auf „§ 286 Abs. 1a StPO“ handelt es sich um ein Redaktionsversehen) 
unter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung 
durchzuführen sind. Ein Beschluss über die Aufhebung oder Fortsetzung der 
Untersuchungshaft oder der vorläufigen Anhaltung kann in jenen Fällen, in 
welchen im Einzelfall eine Vernehmung gemäß § 153 Abs. 4 StPO nicht 

https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2020/12/20200315
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2020/98/20200315
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durchführbar ist, auch ohne vorangegangene mündliche Verhandlung 
schriftlich ergehen. 

 Gleichzeitig wurde durch § 8 der VO die Verordnung der BMJ, mit der der 
Anwendungsbereich für die Durchführung von Videokonferenzen im 
Strafverfahren erweitert wurde (BGBl. II Nr. 99/2020), wieder außer Kraft 
gesetzt. 

§ 9 Z 5: der Besuchsverkehr in den Justizanstalten auf telefonische Kontakte zu 
reduzieren ist. 

 Auf Grundlage dieser Ermächtigung wurde in § 5 der VO verordnet, dass der 
Besuchsverkehr (§ 188 Abs. 1 StPO), mit Ausnahme der Besuche von 
Vertretern öffentlicher Stellen und von Betreuungseinrichtungen sowie von 
Rechtsbeiständen (§ 96 StVG) vorerst jedenfalls bis 13.04.2020 (vgl die 
Verordnung BGBl. II Nr. 98/2020; siehe bereits oben zu Z 3) auf telefonische 
Kontakte beschränkt. 

§ 9 Z 6 u Z 7: die Dauer besonderer Maßnahmen, die Auswirkungen auf das 
Erwerbsleben des Zahlungspflichtigen haben, in die Zahlungsfrist für 
Zahlungsaufschübe (§ 200 Abs. 2 und § 409a Abs. 3 StPO) nicht eingerechnet 
werden. Gleiches gilt für die Fristen bei Erbringung gemeinnütziger Leistungen im 
Rahmen einer Diversion (§ 201 Abs. 1 StPO). 

 Diese Fristenhemmung wurde in §§ 6 und 7 der VO verordnet. 

4.2 Änderung der Strafprozessordnung 1975 (Artikel 24) 

4.2.1 Änderung zu § 286 StPO 

 

Durch den neuen Abs 1a wurde in Haftsachen nach Maßgabe einer Verordnung der 
BMJ die Möglichkeit eröffnet, auch die Gerichtstage zur öffentlichen Verhandlung 
über eine Nichtigkeitsbeschwerde oder Berufung im Wege einer Videokonferenz 
abzuhalten. 

4.2.2 Außerkrafttreten 

Eine Außerkrafttretensbestimmung wurde nicht vorgesehen. Die Bestimmung bleibt 
damit auch mit Ablauf des 31.12.2020 in Kraft. 

  

 

https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2020/98/20200315

